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			Für Till und Sara, die in Zukunft unsere Demokratie verteidigen werden.
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			Prolog

			»Frau Leutheusser-Schnarrenberger, Sie sind doch damals aus freien Stücken zurückgetreten – wegen eines Themas, nicht wegen einer Verfehlung oder eines Skandals.« Oft beginnen meine Gespräche mit Bürgerinnen und Bürgern mit diesen Worten. Schließlich waren und sind die meisten Rücktritte von Politikern anders motiviert. »Ich fand es sehr gut, dass Sie damals so konsequent zu Ihrer Haltung gestanden sind«, heißt es weiter, und dann folgt die Frage: »Ja, aber was war damals eigentlich der Grund?« 

			Im Mittelpunkt des Interesses steht also meistens nicht zuerst das Thema, sondern eine Ministerin, die zurücktritt, weil sie mit der Entscheidung der eigenen Partei nicht einverstanden ist, einer Partei, die Koalitionspartnerin ist und mitregiert. Eine Ministerin, die sich bestimmten Überzeugungen und Werten verpflichtet fühlt, zu diesen steht und nicht um jeden Preis an ihrem Amt klebt – das ist das, was vor allem in Erinnerung geblieben ist. Das ist das, was in der Politik die Ausnahme ist. Das ist das, was die Menschen von Politikern erwarten: standfest und nicht beliebig sein, Haltung und damit Berechenbarkeit bewahren.

			Am 14. Dezember 1995 wurde das Ergebnis des Mitgliederentscheids der FDP zum sogenannten Großen Lauschangriff, des ersten Mitgliederentscheids überhaupt in der Geschichte der FDP, bekannt gegeben. Dieser Tag ist für mich heute sehr weit weg, 22 Jahre, und doch zugleich gegenwärtig. Es war ein tiefer Einschnitt in meiner politischen Karriere, die bis dahin sehr steil verlaufen war: 1990 in den ersten gesamtdeutschen Bundestag gewählt, 1992 zur Justizministerin ernannt – ja, und dann 1996 der Rücktritt. Gleichzeitig wird mir bewusst, dass die hinter dem Großen Lauschangriff stehenden politischen Streitpunkte bis heute dieselben geblieben sind: Welchen Stellenwert haben Freiheitsrechte angesichts organisierter krimineller und terroristischer Gefahren? Wie wird das Spannungsfeld zwischen Freiheit und Sicherheit aufgelöst, immer zugunsten der inneren Sicherheit? Und was muss, soll, darf man an Freiheitsrechten für angeblich mehr Sicherheit aufgeben? 

			Die Mehrheit der Parteimitglieder – die Wahlbeteiligung war mit 43% gering – befürwortete am 14. Dezember 1995 einen Kurswechsel in der Politik und sprach sich für das elektronische Abhören in Wohnungen aus. Nach der FDP-Präsidiumssitzung, auf der das Ergebnis mitgeteilt wurde, ging ich sofort ins Ministerium und ließ eine Pressekonferenz ansetzen, um meinen Rücktritt anzukündigen. Als ich meine sorgfältig formulierte Rücktrittserklärung als Pressestatement im Ministerium vortrug – vor einem so großen Journalistenaufgebot, wie ich es in meiner gesamten politischen Tätigkeit nicht erlebt hatte –, war ich von der Richtigkeit meiner Entscheidung überzeugt und dennoch emotional sehr bewegt.

			Das Ergebnis des Mitgliederentscheids zum Großen Lauschangriff stellte einen Tiefpunkt und Paradigmenwechsel in der Bürgerrechtspolitik der FDP dar. Dieser erste Mitgliederentscheid in der Geschichte der Partei war letztendlich als Instrument eigens dazu eingeführt worden, ein Streitthema in der CDU/CSU/FDP-Koalition abzuräumen, um sich öffentlichkeitswirksam wieder angeblich wichtigeren, die Bürgerinnen und Bürger stärker interessierenden Themen zuwenden zu können. Eine Fehleinschätzung, wenn man an das Wahlergebnis 1998 denkt, mit dem das Ende der 16-jährigen Kanzlerschaft Helmut Kohls und der Koalitionsregierung besiegelt wurde.

			Berechenbarkeit als oberstes Gebot

			Auch wenn mich diese Entscheidung sehr beschäftigt und berührt hat, habe ich an meiner eigenen Haltung nie, zu keinem Zeitpunkt gezweifelt. Inhaltlich bin ich mit mir immer im Reinen gewesen. 

			Ich bin seitdem erst recht überzeugt davon, dass das Verhalten eines Politikers in der inhaltlichen Ausrichtung berechenbar sein muss. Nur dann kann das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in Politiker und damit auch in die Politik gewonnen werden. Das bedeutet für mich konkret, meine eigene Haltung zu leben, nicht für einen billigen Deal aufzugeben, meine Wertüberzeugungen zu vermitteln und zu ihnen zu stehen – gerade in kritischen Situationen. Gerade dann, wenn die zu einer Demokratie gehörenden Auseinandersetzungen um die richtigen Antworten auf Gefährdungen und Veränderungen geführt und dabei unterschiedliche Interessen beachtet werden müssen. 

			Politiker, die ständig lavieren, taktieren, biegsam ihre Meinung den jeweiligen Gegebenheiten anpassen und dafür auch immer wieder neue Gründe, eine Begründung finden, kappen die notwendige Bindung zwischen Bürgern und Politikern. Ohne sie geht jedoch die unverzichtbare Basis für unsere Demokratie – immerhin bei allen Mängeln die beste Regierungsform, die es gibt und für die wir immer wieder einstehen und kämpfen müssen – verloren.

			Freiheit ist nicht selbstverständlich

			Gerade heute steht so viel auf dem Spiel. Die Freiheit wird als selbstverständlich konsumiert, aber nicht bewusst gelebt und nicht wirklich wertgeschätzt. Angst greift nach jüngsten Umfragen zunehmend in der Bevölkerung um sich und verändert damit das Wertesystem. Mehr Sicherheit vor jeder Form von Gefahren und eine damit verbundene Erwartungshaltung an den Staat gehen einher mit der nicht immer klar ausgesprochenen Haltung, dass die Freiheit ja sowieso gegeben sei und eben später wieder priorisiert werden könne. Dass einmal verloren gegangene Freiheitsentfaltung und Freiheitsrechte auch in späteren sonnigen Zeiten nicht wieder hergestellt werden, lehrt die Geschichte. Denken wir nur an die Notstandsgesetzgebung und die rechtsstaatlichen Einschränkungen nach dem RAF-Terror.

			Nachdem ich meinen Rücktritt bekannt gegeben hatte, galt es noch einiges durchzustehen, bis die Amtsübergabe an meinen Nachfolger stattfand. Als ich im Januar 1996 die Entlassungsurkunde von Bundespräsident Richard von Weizsäcker erhielt, war das ein weiterer unvergesslicher hochemotionaler Moment. Aber es gab für mich nie einen Zeitpunkt, an dem ich fürchtete, in ein tiefes Loch zu fallen, aus dem ich nicht mehr herausfinden würde. Damals hätte ich mir natürlich nicht träumen lassen, dass mich meine Partei 13 Jahre später noch einmal fragen würde, ob ich Bundesjustizministerin werden wollte. Und erst recht nicht, dass ich einmal als erste und einzige Ministerin in der Geschichte der Bundesrepublik nach meinem Rücktritt wieder das gleiche Amt bekleiden würde. 

		

	
		
			Selbstverständlich politisch 

			Eine Familie mit Standpunkten

			Politikerin bereits mit der Muttermilch? Nein, so eine Frühberufene bin ich nicht. Ich habe auch nicht schon in jungen Jahren gedanklich an Ministertüren gerüttelt und sowieso alles besser als die Politiker gewusst. Aber unpolitisch war ich auch nicht. Ich stamme aus einem sehr politischen Elternhaus. Mein Vater, Dr. Horst Leutheusser, ein engagierter Rechtsanwalt und Notar, war als CDU-Kommunalpolitiker in meiner Heimatstadt Minden aktiv. Er war dort Mitglied im Stadtrat, eine Zeit lang Stellvertreter eines sozialdemokratischen Bürgermeisters und hat sich mit ihm zum Wohle der Stadt gut verstanden. Deshalb sind wir – meine beiden Schwestern und ich – schon sehr früh mit praktischer Politik in Berührung gekommen. Als Kinder haben wir im Kommunalwahlkampf die Wahlbriefe meines Vaters eingetütet. Damals noch mit ganz einfachen Methoden, das war ja in den 1960er-Jahren. Ich weiß es noch wie heute – das vergesse ich nie –, wie wir mit Weizenkleie die Briefe zugeklebt haben. Meine Mutter hatte den Klebstoff angerührt und dann saßen wir abends zu viert um den Esstisch herum: meine beiden Schwestern, meine Mutter und ich. Wir falteten die Briefbögen, steckten sie in die Umschläge, klebten sie zu und brachten sie zur Post. Auf diese Weise waren wir schon früh direkt am Kommunalwahlkampf beteiligt. Und ich hatte früh gelernt, dass die direkte Ansprache die beste ist, denn die Briefe waren persönlich unterschrieben und adressiert, keine Massenwurfsendung.

			

			Meine Mutter, meine Schwestern Ruth und Christa und ich (v.l.n.r.), 1956

			Politik spielte also bereits in meiner Jugend eine selbstverständliche Rolle. Klar, dass bei uns zu Hause viele politische Gespräche geführt wurden. Mein Vater war sehr darauf bedacht, uns mit aktuellen politischen Themen zu konfrontieren. Da er beruflich stark eingespannt war, geschah das meistens sonntags beim Frühstück oder beim Mittagessen. Zunächst einmal ging es natürlich um das Kommunale, was mich und wohl generell junge Menschen nicht gerade fasziniert hat. Aber ob die Schule umgebaut, der Schulhof verkleinert, das öffentliche Schwimmbad renoviert wird oder ob es ein neues Verkehrsmittel zur Schule gibt, sodass man nicht mehr lange Strecken zu Fuß zurücklegen muss, das sind natürlich Dinge, die nicht ganz ohne Belang sind und dann irgendwann zwangsläufig doch interessant werden. Seit über 12 Jahren bin ich engagierte Kommunalpolitikerin im Kreistag in Starnberg.

			Mein Vater war begeisterter FAZ-Leser. Auf der Titelseite – das hat sich bis heute nicht geändert – gibt es die Kommentare zu den aktuellen Ereignissen, hintergründig und pointiert. Diese interessierten ihn am meisten, und die wollte er mit uns besprechen. Da war ich ungefähr 15 und meine ältere Schwester 17 – also in einem Alter, in dem man selbst Zeitung liest, Radio hört, die Nachrichten im Fernsehen anschaut und in der Schule über Politik redet. Meinem Vater war es ein großes Anliegen, politische Themen aufzuwerfen, zu diskutieren und mit Hintergrundwissen zu versehen. »Postfaktisch« wäre für ihn nie vorstellbar gewesen. Natürlich dominierte er die Diskussion, denn er hatte durch intensives Zeitungsstudium, Buchlektüre und viel Erfahrung fundiertes Wissen. Wir hatten naturgemäß in diesem Alter eine gewisse innere Abwehrhaltung. Ich kann mich daran erinnern, dass er die Gespräche immer dozierend begann – er wusste einfach sehr viel. Wenn wir dann widersprachen oder nachfragten, beharrte er jedoch nicht stur auf seinem Standpunkt, sondern ließ sich auf uns ein und fragte nach, warum wir etwas so oder so sahen. Es war also keineswegs der Fall, dass er uns nur belehrte, im Gegenteil: Er forderte uns, ließ uns nicht in Ruhe, sondern verlangte Begründungen. Er wollte wissen, was und wie wir dachten. Mit Schweigen oder Ausweichen gab er sich nicht zufrieden. Wir sollten uns äußern und lernen, unsere Meinung auch in der Kontroverse nachhaltig zu vertreten. Dazu provozierte er uns regelrecht. 

			Insofern waren diese ein, zwei Stunden zu Hause beim sonntäglichen Frühstück oder Mittagessen für uns zwar nicht immer eine Freude, aber wir spürten, dass sie wichtig waren. Und vor allem, dass wir ihm wichtig waren. Wir lernten etwas dazu und wir wurden ernst genommen, manchmal auch angeregt, uns mit dem betreffenden Themenkomplex näher zu befassen. Aber selbst wenn das nicht der Fall war, versetzten uns die Diskussionen doch in die Lage, Dinge anders wahrzunehmen und den Blick zu erweitern. Das ging uns allen dreien so. 

			Aber um die Idylle nicht zu überzeichnen: Manchmal hat uns der Polittalk auch gelangweilt. Viel mehr hat uns beschäftigt, wie lange wir abends mit unseren jeweiligen Freundinnen und Freunden wegbleiben konnten. 

			Mein Vater hatte unbestritten ein großes Sendungsbewusstsein. Letztlich wollte er uns Kinder wohl von seinen eher konservativen Auffassungen überzeugen, aber eben mit Argumenten, nicht autoritär. Ihm und den Gesprächen zu Hause am Esstisch verdanke ich das frühe Interesse für Politik und die Lust, sich kämpferisch für die Sache einzusetzen, aber bestimmt hat damals niemand – weder er noch ich – daran gedacht, dass daraus einmal eine Phase von 23 Jahren aktiver Politik für mich werden würde. 

			Familientradition Jura

			Für eines hat mich mein Vater aber früh begeistern können, das meinen gesamten Berufsweg und auch viele Weichenstellungen in der Berufspolitik geprägt hat: Er hat mich mit seiner Begeisterung für die Juristerei angesteckt. Da haben die familiären »Juristengene« durchgeschlagen. Mein Vater stammte aus Gotha in Thüringen und wurde nach seinem Jurastudium in Prag und Würzburg Rechtsanwalt und Notar in Minden. Sein Vater, mein Großvater, war auch Jurist in Gotha und Landrat. Mein Urgroßvater und mein Ururgroßvater waren ebenfalls Juristen – in unserer Familie herrscht also eine lange juristische Tradition: Ich bin jetzt in der fünften Generation Juristin.

			Mein Urgroßvater, der 1945 in Weimar verstorbene Geheime Reichsrat und Staatsminister Dr. Richard Leutheusser, war Mitbegründer der Deutschen Volkspartei (DVP) und deren Abgeordneter im Weimarer Reichstag. Das war die Partei, die 1918 unter der Führung Gustav Stresemanns aus der nationalliberalen Partei des Kaiserreichs hervorging und die der Republik und ihrer Verfassung zunächst skeptisch bis ablehnend gegenüberstand. Später war sie dann ein wichtiges Mitglied der Weimarer Koalition unter sozialdemokratischer Führung. Doch im Zuge der Weltwirtschaftskrise wurde sie Ende der 1920er-Jahre schließlich bedeutungslos. 

			In meiner Familie wurde berichtet, mein Urgroßvater habe sich besonders für das Jugendstrafrecht und die Humanisierung des Jugendstrafvollzugs eingesetzt. Er betonte die Bedeutung der familiären Erziehung als Präventionselement. Leider weiß ich nur sehr wenig über ihn, eben nur das, was zu den innerfamiliären Erzählungen gehört. Sein Sohn, mein Großvater Dr. Louis Leutheusser, der mir hätte mehr berichten können, verstarb 1964. Damals war ich noch zu sehr mit mir selbst beschäftigt, zu jung und uninteressiert an der Familiengeschichte. Das bedaure ich heute manchmal, hätte er mir doch viel Erlebtes aus der damaligen Zeit berichten können. Geschichte durch einen Zeitzeugen gegenwärtig zu machen, kann prägender sein als Geschichtslektüre.

			Mein Großvater gehörte zwar keiner Partei an, verstand sich aber als hochpolitischer Mensch. Als Verwaltungsjurist in der Weimarer Zeit war er zuerst Regierungsrat, dann Landrat in Gotha. 1933, nach der Machtergreifung Hitlers, wurde er in den sofortigen Ruhestand versetzt, weil er die vom Thüringischen Innenminister angeordnete Amtsenthebung aller sozialdemokratischen Bürgermeister öffentlich in einem Rundschreiben missbilligte und sich für deren gute Arbeit und Zusammenarbeit bedankte. Als er sich später auch noch weigerte, Mitglied des Nationalsozialistischen Versorgungswerks (NSV) zu werden, wurde er 1935 von der Thüringischen Regierung als »nationale Unzuverlässigkeit« und »gegen die Regierung Adolf Hitlers gerichtet« beurteilt, was zur sofortigen Entlassung aus dem Staatsdienst führte. Damit verbunden war der Verlust erworbener Pensionsansprüche und Arbeitslosigkeit. Doch 1939, als der Krieg begann, besann man sich seiner Erfahrung als Verwaltungsfachmann und verpflichtete ihn zum Dienst im Wehrbezirkskommando Gotha. Er war damals 62 Jahre alt und versah diesen Dienst bis zum Kriegsende. Nach dem Krieg als politisch Verfolgter anerkannt und rehabilitiert, setzte ihn die amerikanische Besatzungsmacht wieder in der Verwaltung Gothas ein.

			Mit dieser politischen Haltung ist er für mich ein Vorbild. Ich habe ihn nur leider als junges Mädchen nicht so wahrgenommen. Da war er der ebenso strenge wie faire, gutmütige, zurückhaltende und – wie sein Lebensweg zeigt – bis ins hohe Alter gradlinige und zu sich stehende Großvater, aber nicht der Staatsbeamte, der seine Verpflichtung in dem Dienst am Staat sah und für den Staatsdienst kein Parteidienst war.

			Er zog 1954 mit seiner Frau nach Minden, die beiden wohnten später bei uns nebenan. Heute geht mir immer mal wieder durch den Kopf, wie er sich damals gefühlt haben mag: Er war als Landrat eine Zeit lang eine wichtige Persönlichkeit im gesellschaftlichen Leben Gothas gewesen und dann der tiefe Absturz. Das muss ihn schwer getroffen, sein Ehrgefühl und sein Verständnis von einer parteifernen, neutralen Verwaltung verletzt haben. Als Kind hab ich ihn und seine Frau, meine Großmutter, einfach als Großeltern und Teil der Familie erlebt. Sie kamen fast jeden Sonntag zu uns zum Kaffeetrinken oder zum Abendessen. Ich erinnere mich gut daran, dass mein Großvater in unseren Gesprächen immer eine ganz eigene Sichtweise hatte, nachdenklich, nachfragend, große Zusammenhänge herstellend. Es war jedes Mal ein anderer, ein überraschender Blick auf das, worüber wir sprachen. Das hat mich beeindruckt. Nachhaltig. 

			CDU, SPD, FDP, Grüne: alles in einer Familie

			Es gibt aber noch mehr politikausübende Menschen in meiner Familie: Dr. Wolfgang Stammberger war der Schwiegersohn meiner Großtante väterlicherseits, also der angeheiratete Cousin meines Vaters. Er war seit Kriegsende Mitglied der bayerischen FDP, Mitbegründer und von 1946 bis 1948 Vorsitzender der bayerischen Jungdemokraten, der FDP-Jugendorganisation. Ab 1953 saß er als Abgeordneter im Bundestag und ab Herbst 1961 übte er für eine relativ kurze, aber politisch brisante Zeit das Amt des Bundesministers der Justiz im vierten und letzten Kabinett der Regierung des Kanzlers Konrad Adenauer aus. Nach nur neunmonatiger Amtszeit trat er im November 1962 in Zusammenhang mit der »Spiegel-Affäre« zurück, die der damalige Verteidigungsminister Franz-Josef Strauß ausgelöst hatte. Wolfgang Stammberger stand seinem Kabinettskollegen Strauß und dessen Verstrickungen in die Affären um die Beschaffung von Schützenpanzern – vorsichtig gesagt – kritisch gegenüber. Dazu kam, dass Strauß ihn damals – seine Rechte als Justizressortchef verletzend – übergangen hatte. 

			Kurze Zeit nach seinem Rücktritt, im Juni 1964, verließ Wolfgang Stammberger die FDP und trat in die Coburger SPD ein. Von 1970 bis 1978 bekleidete er in seiner Heimatstadt das Amt des Oberbürgermeisters. Hier sehe ich eine gewisse Parallele zur Laufbahn meines Vaters. Er war ja auch Jurist und als Gründungsmitglied der CDU einige Jahre Stellvertretender Bürgermeister in der traditionell sozialdemokratisch regierten westfälischen Kleinstadt Minden. 

			Wenn ich dann weiter an einen jüngeren Cousin meines Vaters denke, an Helmut Leutheusser, ausnahmsweise kein Jurist, sondern Kaufmann und viele Jahre engagiertes Mitglied der bayerischen FDP, Kandidat für viele Mandate und gewählter Bürgermeister der kleinen Gemeinde Weißenbrunn in Oberfranken – dann ist die Einschätzung, aus einer politischen Familie zu stammen, doch ganz zutreffend und eine gewisse politische Affinität nicht von der Hand zu weisen. Aber nicht in dem Sinne, dass ich die Berufung oder den Ruf zur Parlamentarierin im Landtag oder Bundestag schon immer in mir gespürt hätte. Für mich stand mein Studium ganz klar im Vordergrund. Nach dem Abitur 1970 am Caroline-von-Humboldt-Gymnasium in Minden habe ich in Göttingen und Bielefeld Rechtswissenschaft studiert, 1978 mein zweites Staatsexamen abgelegt und bin kurz vorher in die FDP eingetreten. Da war ich 27.
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